
  

Neue Regeln für Schweizer Unternehmen: Berichterstattung und 
themenspezifische Sorgfaltspflicht 
Der indirekte Gegenvorschlag zur Konzernverantwortungsinitiative 

17. Dezember 2020 

Am 29. November 2020 scheiterte die Volksinitiative «Für Verantwortungsvolle Unterneh-
men – zum Schutz von Mensch und Umwelt» – bekannt unter dem Titel «Konzernverant-
wortungsinitiative» – am Ständemehr. Somit wird aller Voraussicht nach der indirekte Ge-
genvorschlag des Parlaments umgesetzt. Dieser sieht eine allgemeine Berichterstattungs-
pflicht sowie themenspezifische Sorgfaltspflichten in den Bereichen Konfliktmineralien 
und Kinderarbeit vor.  

Die Konzernverantwortungsinitiative scheitert am Ständemehr 
Während sich am 29. November 2020 eine knappe Mehrheit des Volkes für die Konzernverant-
wortungsinitiative (KVI) aussprach, wurde die Volksinitiative in einer Mehrheit der Kantone abge-
lehnt und scheiterte deshalb am Ständemehr. Somit tritt der indirekte Gegenvorschlag des Par-
laments in Kraft, vorausgesetzt, dass kein Referendum dagegen ergriffen wird. Andernfalls könn-
te das Volk über die im Gegenvorschlag vorgesehene Revision des Aktienrechts abstimmen, ein 
Ständemehr wäre für eine Annahme nicht erforderlich. 

Die Anliegen der Initiative: Umfassende Sorgfaltspflichten und zivilrechtliche Haftung 
Im Kern ging es bei der Initiative darum, dass Schweizer Unternehmen die international aner-
kannten Menschenrechte und Umweltstandards auch im Ausland respektieren und bei Nichtein-
haltung haften. Bei Annahme der Initiative wären Unternehmen mit Sitz, Hauptverwaltung oder 
Hauptniederlassung in der Schweiz dazu verpflichtet gewesen, eine angemessene menschen- 
und umweltrechtliche Sorgfaltsprüfung vorzunehmen. Diese hätte beinhaltet, dass Unternehmen 
tatsächliche und potenzielle Auswirkungen auf international anerkannte Menschenrechte und die 
Umwelt ermitteln, Massnahmen zur Verhütung von Menschenrechts- und Umweltverletzungen 
ergreifen, bestehende Verletzungen beenden und über diese Schritte Rechenschaft ablegen. 
Diese Sorgfaltsprüfung sollte risikobasiert und im Einklang mit internationalen Standards wie den 
UNO-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte sowie den OECD-Leitsätzen für multina-
tionale Unternehmen erfolgen. Die Initiative sah eine zivilrechtliche Haftung der Unternehmen 
vor, sofern eine Verletzung von menschen- und umweltrechtlichen Standards in Ausübung einer 
geschäftlichen Verrichtung erfolgt und Unternehmen die gebotene Sorgfalt nicht angewendet ha-
ben.  

https://www.skmr.ch/cms/upload/pdf/140522_leitprinzipien_wirtschaft_und_menschenrechte.pdf
https://www.seco.admin.ch/dam/seco/de/dokumente/Aussenwirtschaft/Wirtschaftsbeziehungen/NKP/OECD-Leits%C3%A4tze.pdf.download.pdf/OECD-Leits%C3%A4tze%20f%C3%BCr%20multinationale%20Unternehmen%202011.pdf
https://www.seco.admin.ch/dam/seco/de/dokumente/Aussenwirtschaft/Wirtschaftsbeziehungen/NKP/OECD-Leits%C3%A4tze.pdf.download.pdf/OECD-Leits%C3%A4tze%20f%C3%BCr%20multinationale%20Unternehmen%202011.pdf
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Eine Initiative und zwei Gegenvorschläge 
Die KVI wurde 2015 lanciert und 2016 gültig eingereicht. 2017 beantragte der Bundesrat in seiner 
Botschaft dem Parlament, die Initiative ohne Gegenvorschlag abzulehnen, da er einen nicht-ver-
bindlichen Ansatz bevorzugte. Entgegen dieser Empfehlung verabschiedete der Nationalrat im 
Juni 2018 einen indirekten Gegenvorschlag im Rahmen der laufenden Aktienrechtsrevision. Die-
ser nahm verschiedene Kernanliegen der Initiative auf, insbesondere eine allgemeine Sorgfalts-
prüfungspflicht und eine – gegenüber der Initiative eingeschränkte – zivilrechtliche Haftung. 2020 
lehnte der Ständerat den Vorschlag des Nationalrats ab und verabschiedete einen eigenen indi-
rekten Gegenvorschlag.  

Während der parlamentarischen Verhandlungen kündigte das Initiativkomitee an, bei Annahme 
des nationalrätlichen Gegenvorschlags die Initiative zurückzuziehen, nicht aber bei Annahme des 
ständerätlichen Entwurfs. Im Juni 2020 sprach sich das Parlament schliesslich für die Variante 
des Ständerats aus, sodass die Initiative Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet wurde. 

Der indirekte Gegenvorschlag: Berichterstattung zu nicht-finanziellen Belangen … 
Nach dem indirekten Gegenvorschlag werden Unternehmen mit einer Bilanzsumme von mind. 
CHF 20 Mio. oder einem Umsatzerlös von mind. CHF 40 Mio. sowie mind. 500 Vollzeitstellen im 
Jahresdurchschnitt gesetzlich verpflichtet, jedes Jahr einen Bericht mit Informationen zu nicht-
finanziellen Belangen zu erstellen (neuArt. 964bis Abs. 1 OR / neuArt. 964a Abs. 1 OR*). Darin 
muss mindestens zu folgenden Themen Rechenschaft abgelegt werden: Umwelt, Soziales, Ar-
beitnehmende, Menschenrechte und Bekämpfung der Korruption im In- und Ausland. Der Bericht 
soll Informationen enthalten, die zum besseren Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Ge-
schäftsergebnisses, der Lage des Unternehmens und – soweit dies für das Verständnis notwen-
dig ist – der Auswirkungen der Unternehmenstätigkeit auf verschiedene Anspruchsgruppen (Sta-
keholder) enthalten (neuArt. 964ter Abs. 1 OR / neuArt. 964b Abs. 1 OR*). 

… und Sorgfaltspflicht bei Konfliktmineralien und möglicher Kinderarbeit 
Nebst der nicht-finanziellen Berichterstattung sieht der indirekte Gegenvorschlag eine Sorgfalts-
prüfungspflicht in den Bereichen Konfliktmineralien und Kinderarbeit vor. Diese gilt für alle Unter-
nehmen mit Sitz, Hauptverwaltung oder Hauptniederlassung in der Schweiz, welche  

(1) Zinn, Tantal, Wolfram oder Gold enthaltende Mineralien oder Metalle aus Konflikt- und 
Hochrisikogebieten in den freien Verkehr der Schweiz überführen oder in der Schweiz bearbeiten 
(neuArt. 964quinquies Abs. 1 Ziff. 1 OR/ neuArt. 964j Abs. 1 Ziff. 1 OR*), oder  

(2) Produkte oder Dienstleistungen anbieten, bei welchen ein begründeter Verdacht besteht, dass 
sie unter dem Einsatz von Kinderarbeit hergestellt oder erbracht wurden (neuArt. 964quinquies Abs. 
1 Ziff. 1 OR/ neuArt. 964j Abs. 1 Ziff. 2 OR*).  

Der Bundesrat kann Unternehmen von der Sorgfaltsprüfungspflicht befreien, indem er (a) jährli-
che Schwellwerte bezüglich der Einfuhr von Konfliktmineralien definiert (neuArt. 964quinquies Abs. 2 
OR/ neuArt. 964j Abs. 2 OR*) sowie (b) Ausnahmen für KMUs und Unternehmen mit geringen 
Risiken im Bereich Kinderarbeit festlegt (neuArt. 964quinquies Abs. 3 OR/ neuArt. 964j Abs. 3 OR*). 

Im Detail verlangt die Sorgfaltsprüfungspflicht (1) die Errichtung eines Managementsystems und 
die Festlegung einer Lieferkettenpolitik; (2) die Ermittlung und Bewertung der Risiken in der 

2

https://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2017/6335.pdf
https://www.parlament.ch/centers/eparl/curia/2016/20160077/S2-8%20D.pdf
https://www.parlament.ch/centers/eparl/curia/2016/20160077/Schlussabstimmungstext%202%20NS%20D.pdf
https://www.parlament.ch/centers/eparl/curia/2016/20160077/Schlussabstimmungstext%202%20NS%20D.pdf
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Lieferkette; (3) die Erstellung eines Risikomanagementsystems mit konkreten Massnahmen zur 
Minimierung der festgestellten Risiken und (4) eine jährliche Berichterstattung. Im 
Zusammenhang mit der Sorgfaltsprüfung betreffend Konfliktmineralien ist überdies eine Prüfung 
durch einen externen unabhängigen Dritten, z.B. eine Revisionsgesellschaft, vorgeschrieben 
(neuArt. 964sexies und 964septies OR/ neuArt. 964k und 964l OR*). Bei einer Verletzung der 
genannten Berichterstattungspflichten über nicht-finanzielle Informationen und in den Bereichen 
Konfliktmineralien und Kinderarbeit sieht der Gesetzesentwurf vor, dass Unternehmen mit einer 
Busse von bis zu CHF 100'000 sanktioniert werden können (neuArt. 325ter StGB*). Bei 
Nichteinhaltung der Sorgfaltsprüfungspflichten durch Unternehmen sind hingegen keine 
Sanktionen vorgesehen.  

In systematischer Hinsicht werden die Bestimmungen zur nicht-finanziellen Berichterstattung so-
wie der Sorgfaltspflichten in den Bereichen Konfliktmineralien und Kinderarbeit im Rahmen der 
Aktienrechtsrevision unter dem Titel «Kaufmännische Buchführung, Rechnungslegung sowie 
nicht-finanzielle Transparenzbestimmungen und Sorgfaltspflichten» in unmittelbarer Nachbar-
schaft zu den neuen Bestimmungen über «Transparenz im Rohstoffsektor» (neuArt. 964d – 964i 
OR*) verankert.  

Enger Bezug zu Regelungen der EU und der OECD 
Mit dem Gegenvorschlag lehnt sich die Schweiz teilweise an bestehende Regulierungen in ande-
ren Ländern und der EU an. Die Bestimmungen zur nicht-finanziellen Berichterstattung orientie-
ren sich an der CSR-Richtlinie der EU von 2014. Im Kontext von Konfliktmineralien sind die im 
indirekten Gegenvorschlag aufgenommenen Bestimmungen an die EU-Verordnung 2017/821 zu 
Sorgfaltspflichten im Bereich Konfliktmineralien sowie den OECD-Leitfaden für die Erfüllung der 
Sorgfaltspflicht zur Förderung verantwortungsvoller Lieferketten für Minerale aus Konflikt- und 
Hochrisikogebieten angelehnt. Bei der Kinderarbeit stützt sich der Gegenentwurf auf den OECD-
Leitfaden Practial actions for companies to identify and address the worst forms of child labour in 
mineral supply chains und orientiert sich am niederländischen Child Labor Due Diligence Act 
(siehe auch SKMR-Newsletter vom Januar 2018). Dieses Gesetz ist jedoch noch nicht in Kraft, 
da zum einen Ausführungsbestimmungen fehlen und die niederländische Regierung zum andern 
im Rahmen einer Gesamtevaluation ihrer Politik zur verantwortungsvollen Unternehmensführung 
die Entwicklungen auf Ebene der EU abwarten will. Weitere relevante Standards für die Definition 
von Kinderarbeit sind überdies die ILO-Übereinkommen 182 und 138. 

Das internationale Umfeld entwickelt sich weiter 
Einige der zentralen Instrumente, auf die sich der Gegenvorschlag bezieht, sind derzeit Gegen-
stand von Überprüfungen: So hat eine Evaluation der CSR-Richtlinie gezeigt, dass Berichterstat-
tungspflichten allein nicht ausreichen. Die EU-Kommission hat deshalb eine Überprüfung der 
Richtlinie ausgelöst. Eine öffentliche Konsultation hierzu wurde im Sommer 2020 abgeschlossen 
und ein Entwurf für eine revidierte Regelung soll 2021 vorliegen. Im Bereich Sorgfaltspflichten 
zeigt zudem eine Untersuchung im Auftrag der EU, dass nicht-verbindliche Sorgfaltsprüfungs-
pflichten die menschenrechtliche Verantwortung von Unternehmen nicht nachhaltig verbessern. 
Im Frühjahr 2020 hat EU Kommissar Reynders deshalb angekündigt, bereits 2021 einen Entwurf 
vorzustellen, um eine verbindliche Sorgfaltsprüfungspflicht auf Ebene der EU einzuführen. Eine 
öffentliche Konsultation für neue Regelungen zur nachhaltigen Unternehmensführung ist im 
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https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32014L0095:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32017R0821
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32017R0821
https://read.oecd.org/10.1787/3d21faa0-de?format=pdf
https://read.oecd.org/10.1787/3d21faa0-de?format=pdf
https://read.oecd.org/10.1787/3d21faa0-de?format=pdf
https://mneguidelines.oecd.org/child-labour-risks-in-the-minerals-supply-chain.htm
https://mneguidelines.oecd.org/child-labour-risks-in-the-minerals-supply-chain.htm
https://mneguidelines.oecd.org/child-labour-risks-in-the-minerals-supply-chain.htm
https://www.ropesgray.com/-/media/Files/alerts/2019/06/20190605_CSR_Alert_Appendix.pdf?la=en&hash=9CC818B6E223F53A01F9FF709209FB160DDA82CF
https://www.skmr.ch/cms/upload/pdf/180315_UNO_Leitprinzipien_2017.pdf
https://www.government.nl/topics/responsible-business-conduct-rbc/evaluation-and-renewal-of-rbc-policy
https://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:0::NO::P12100_ILO_CODE:C182
https://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:0::NO::P12100_ILO_CODE:C138
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/5bd8a55a-4c84-11ea-b8b7-01aa75ed71a1/language-en
https://responsiblebusinessconduct.eu/wp/2020/04/30/european-commission-promises-mandatory-due-diligence-legislation-in-2021/
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12548-Sustainable-corporate-governance/public-consultation
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Gang. Am 1. Dezember 2020 hat der EU Rat nun die Kommission formell beauftragt, 2021 einen 
Vorschlag für einen EU-Rechtsrahmen für eine nachhaltige Unternehmensführung vorzulegen, 
einschließlich branchenübergreifender Sorgfaltspflichten von Unternehmen entlang der globalen 
Lieferketten. Auch in verschiedenen Staaten – wie z.B. Deutschland, den Niederlanden, Norwe-
gen und Finnland – wird die Einführung einer verbindlichen menschenrechtlichen Sorgfaltsprü-
fungspflicht diskutiert.  

Nicht das Ende, sondern der Anfang einer Diskussion 
Wie diese unterschiedlichen Entwicklungen auf Ebene der EU und in anderen Ländern aufzei-
gen, markiert der indirekte Gegenvorschlag nicht das Ende einer Diskussion, sondern deren An-
fang. Für eine offene Volkswirtschaft wie die Schweiz sind die internationalen Rahmenbedingun-
gen, in denen sich Schweizer Unternehmen bewegen, zentral. Diese Rahmenbedingungen ent-
wickeln sich im Bereich verantwortungsvolle Unternehmensführung derzeit sehr dynamisch. Der 
Gegenvorschlag enthält verschiedene Delegationsnormen, die dem Bundesrat bei der Umset-
zung des Gesetzes Spielraum geben, diesen Entwicklungen in dem vom Gesetz vorgegebenen 
Rahmen Rechnung zu tragen. Bereits jetzt ist aber abzusehen, dass weitere Schritte auf Geset-
zesstufe werden folgen müssen, wenn die Schweiz mit internationalen Entwicklungen auf Dauer 
nachziehen will. 

* Nach Inkrafttreten des indirekten Gegenvorschlags zur Volksinitiative «Für verantwortungsvolle 
Unternehmen – zum Schutz von Mensch und Umwelt» werden die Bestimmungen wie angege-
ben abgeändert. 

Autoren:  

Christine Kaufmann, Prof. Dr. iur., ordentliche Professorin für öffentliches Recht, Völker- und Eu-
roparecht, Vorsitzende Leitungsausschuss Kompetenzzentrum für Menschenrechte (MRZ), Uni-
versität Zürich, Themenbereichsleiterin Menschenrechte und Wirtschaft des SKMR 

Res Schuerch, Dr. iur., Direktor des Kompetenzzentrums für Menschenrechte (MRZ) der Univer-
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https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/12/01/human-rights-and-decent-work-in-global-supply-chains-the-council-approves-conclusions/
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/220/1922090.pdf
https://www.government.nl/topics/responsible-business-conduct-rbc/evaluation-and-renewal-of-rbc-policy
https://www.regjeringen.no/en/dokumenter/supply-chain-transparency/id2680057/
https://www.regjeringen.no/en/dokumenter/supply-chain-transparency/id2680057/
https://julkaisut.valtioneuvosto.fi/handle/10024/162411

